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Vorwort
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Von Herzen dankbar bin ich für die fachliche Unterstützung, die unendli-
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Heilbronn, im Oktober 2019			                 Christian Warns
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Dienstvereinbarungen nach dem MVG-EKD

A. Anlass und Gegenstand  
der Untersuchung

Das Zweite Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland 2013 (Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD – MVG-EKD)1 
vom 12. November 2013 stellt als besonderes mitarbeitervertretungsrechtliches 
Rechtsinstitut die Dienstvereinbarung zur Verfügung. Bei ihr handelt es sich um 
eine kirchenrechtliche Regelungsform, durch die die Mitarbeitervertretung und die 
Dienststellenleitung (Dienststellenpartner2) gemeinsam und einvernehmlich zum 
einen die mitarbeitervertretungsrechtliche Organisationsstruktur und zum ande-
ren die Arbeitsbedingungen in einer kirchlichen Dienststelle gestalten können.3

Mit der Verwendung des Begriffs der „Dienstvereinbarung“ orientiert sich das 
Mitarbeitervertretungsgesetz terminologisch am Personalvertretungsrecht.4 Der 
Begriff der „Dienstvereinbarung“ bezeichnet im staatlichen Kontext das perso-
nalvertretungsrechtliche „Pendant zur Betriebsvereinbarung“.5 Der arbeitsrechts-
wissenschaftliche Diskurs behandelt jedoch seither vorwiegend das betriebsver-
fassungsrechtliche Rechtsinstitut der Betriebsvereinbarung, während es vertiefte 
Untersuchungen zur Dienstvereinbarung kaum gibt.6 Als gewissermaßen kleine 
Schwester partizipiert letztere allerdings an den zur Betriebsvereinbarung gefun-

1	 ABl. EKD 2013, S. 425 ff.
2	 Der Begriff der „Dienststellenpartner“ wird in der vorliegenden Arbeit als gemeinsame Bezeich-

nung von Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung verwendet. Er ist synonym zu dem im 
staatlichen Betriebsverfassungsrecht verwendeten Begriff der „Betriebsparteien“ zu verstehen, 
auf den bewusst im Kontext dieser Arbeit als Bezeichnung für die Dienststellenpartner verzich-
tet wird, da das kirchliche Mitarbeitervertretungsrecht nicht an den Betrieb, sondern an die 
Dienststelle als maßgebliche Organisationseinheit anknüpft.

3	 AKS/Andelewski, MVG.EKD, §  36 Rn.  1, 13; Baumann-Czichon/Gathman/Germer, MVG-
EKD, § 36 Rn. 1 f., 7 f.; Fey/Rehren, MVG-EKD, § 36 Rn. 1, 3; Schielke, Mitarbeitervertre-
tungsgesetz, S. 229.

4	 Fey, ZMV 1996, 117; Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche, § 19 Rn. 41; Schielke, Mitarbeiter-
vertretungsgesetz, S. 229.

5	 So Richardi/Dörner/Weber/C. Weber, Personalvertretungsrecht, §  73 Rn.  1, 4; ebenso auch 
Altvater/Berg, BPersVG, § 73 Rn. 1.

6	 Repräsentativ für das vorrangige Interesse an der Betriebsvereinbarung ist auch die beträchtliche 
Anzahl von Habilitationsschriften, die sich mit ihr befassen, während es zur Dienstvereinbarung 
keine entsprechend umfangreiche Untersuchung gibt, vgl. zur Betriebsvereinbarung nur die 
Habilitationsschriften von Kreutz, Grenzen der Betriebsautonomie; Richardi, Kollektivgewalt 
und Individualwille bei der Gestaltung des Arbeitsverhältnisses; Veit, Die funktionelle Zustän-
digkeit des Betriebsrats; Waltermann, Rechtsetzung durch Betriebsvereinbarung zwischen Pri-
vatautonomie und Tarifautonomie.
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denen Erkenntnissen.7 Ganz ähnlich verhält es sich bislang mit der wissenschaft-
lichen Auseinandersetzung zur kirchlichen Dienstvereinbarung. Auch sie wurde 
nur selten zum Gegenstand eigenständiger Untersuchungen gemacht; überwie-
gend beschränkt sich die einschlägige Literatur darauf, die Erkenntnisse zur Be-
triebsvereinbarung zu übertragen.8

Der ausschließlich vergleichende Blick läuft jedoch Gefahr, Unterschiede zwi-
schen den Rechtsinstituten zu übersehen, herkömmliche Ansichten unreflektiert 
zu übertragen oder gar die selbstständige kritische Beurteilung des Rechtsinstituts 
aus reiner Bequemlichkeit zu vermeiden. Eine allein auf das Mittel des Vergleichs 
setzende Würdigung der Dienstvereinbarung vermag das Bedürfnis nach mög-
lichst präzisen wissenschaftlichen Erkenntnissen nicht zu befriedigen und sollte 
daher stets nur eine Notlösung in Ermangelung besserer Alternativen darstellen. 
Die in den vergangenen Jahren fortschreitende Vereinheitlichung des Mitarbeiter-
vertretungsrechts in den evangelischen Gliedkirchen bietet nunmehr zudem die 
Chance, sich mit einem fast9 für den gesamten Bereich der evangelischen Kirche 
einheitlich ausgestalteten Rechtsinstitut der Dienstvereinbarung zu befassen.10

Die große Zahl der im Bereich der evangelischen Kirche Beschäftigten bietet 
schließlich schon für sich genommen genügend Anlass, sich vertieft mit dem mit-
arbeitervertretungsrechtlichen Rechtsinstitut der Dienstvereinbarung zu befassen. 
Im Jahr 2017 waren etwa 701.000 Menschen hauptamtlich in Einrichtungen der 
evangelischen Kirche beschäftigt;11 hiervon entfielen 465.000 Mitarbeiter auf die 
diakonischen Einrichtungen,12 während knapp 236.000 Mitarbeiter in der ver-

7	 Vgl. zu dem verweisenden Vorgehen nur Altvater/Berg, BPersVG, §  73 Rn.  1  ff.; Richardi/
Dörner/Weber/C. Weber, Personalvertretungsrecht, §  73 Rn.  1 ff.; Ilbertz/Widmaier/Sommer, 
BPersVG, § 73 Rn. 12, 16, 19 f., 22.

8	 Vgl. zu dieser Vorgehensweise nur die einschlägige Kommentarliteratur zu § 36 MVG-EKD: 
AKS/Andelewski, MVG.EKD, § 36 Rn. 1 ff.; Baumann-Czichon/Gathman/Germer, MVG-EKD, 
§ 36 Rn. 1 ff.; weniger ausgeprägt, wenngleich häufig mit Verweisen auf die übrige Kommentar-
literatur zum Mitarbeitervertretungsgesetz Fey/Rehren, MVG-EKD, § 36 Rn. 1 ff.

9	 Zur Umsetzung des Mitarbeitervertretungsgesetzes in den Gliedkirchen Fey/Rehren, MVG-
EKD, Einleitung Rn. 44 ff.

10	 Um nicht sogleich wieder unnötige Unschärfen zu provozieren, wird in dieser Arbeit davon 
abgesehen, die für das Mitarbeitervertretungsrecht der evangelischen Kirche ermittelten Er-
gebnisse auf das Recht der römisch-katholischen Kirche zu übertragen. Auch die Rahmenord-
nung für eine Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) kennt zwar die Dienstvereinbarung als 
mitarbeitervertretungsrechtliches Rechtsinstitut. Anders als in der evangelischen Kirche steht 
indessen die Dienstvereinbarung aufgrund der Regelung des § 38 MAVO überhaupt nur zur 
Regelung einzelner, abschließend festgelegter Angelegenheiten zur Verfügung. Daher sollte auch 
vor einer Übertragung der in dieser Arbeit gefundenen Ergebnisse stets genauestens überprüft 
werden, ob die Dienstvereinbarung nach dem Recht der römisch-katholischen Kirche nicht eine 
abweichende Beurteilung verlangt.

11	 EKD, Zahlen und Fakten, S. 20; siehe auch die entsprechende Angabe bei Fey/Rehren, MVG-
EKD, Einleitung Rn. 1.

12	 EKD, Zahlen und Fakten, S. 31 (Statistik aus dem Jahr 2014).

Einführung
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fassten Kirche tätig waren.13 Das Mitarbeitervertretungsrecht gilt für fast alle diese 
Mitarbeiter. Mitarbeiter im Sinne des Mitarbeitervertretungsgesetzes sind nach 
§  2 Abs.  1 MVG-EKD alle in öffentlich-rechtlichen Dienst- oder privatrecht-
lichen Dienst- oder Arbeitsverhältnissen oder zu ihrer Ausbildung Beschäftigten 
einer Dienststelle; lediglich für Personen im pfarramtlichen Dienst, in der pfarr-
amtlichen Ausbildung sowie für Lehrende an Hochschulen und Fachhochschulen 
kann das gliedkirchliche Recht gemäß § 2 Abs. 2 MVG-EKD andere Regelungen 
vorsehen. Da bei insgesamt über 80 Prozent aller Dienststellen tatsächlich auch 
eine Mitarbeitervertretung eingerichtet ist,14 hat die Dienstvereinbarung als maß-
gebliches Regelungsinstrument der Dienststellenpartner für eine Vielzahl von Be-
schäftigten eine praktische Relevanz.

Indes rechtfertigen nicht nur diese Überlegungen die vertiefte juristische 
Auseinandersetzung mit dem Rechtsinstitut der Dienstvereinbarung. Auch das 
Bundesarbeitsgericht befasste sich in der jüngeren Vergangenheit wiederholt mit 
diesem Regelungsinstrument.15 Hierbei erwähnte der 1. Senat obiter dictum in 
einer Entscheidung vom 24.06.2014, dass die kirchengesetzlich durch § 36 Abs. 3 
MVG-EKD vorgesehene unmittelbare und zwingende (unabdingbare) Wirkung 
der Dienstvereinbarung im staatlichen Rechtskreis ohne Bedeutung sei.16 Auf-
grund dieses Angriffs auf eine zuvor fast einhellig17 befürwortete Eigenschaft auch 
der kirchlichen Dienstvereinbarung sah sich jüngst ein Literaturvertreter zu der 
grundsätzlichen Frage „Dienstvereinbarung Quo Vadis?“18 veranlasst. Die mit die-
sem Ausruf verbundenen Anzeichen der Verunsicherung verdeutlichen auf einen 
Blick, vor welche Schwierigkeiten das Bundesarbeitsgericht den Rechtsanwender 
stellt; es nimmt ihm den Orientierungspunkt im Umgang mit der kirchlichen 
Dienstvereinbarung, denn unbewusst wird dem Rechtsanwender das tertium 
comparationis im Verhältnis zu der staatlichen Regelungsform der Betriebsver-

13	 EKD, Zahlen und Fakten, S. 20 (Statistik aus dem Jahr 2017).
14	 Vgl. die Nichtamtliche Begründung zum Zweiten Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 (MVG-EKD) vom 13. November 2013, S. 1, 
abrufbar unter http://www.kirchenrecht-ekd.de/document/12677 (Stand: 25.07.2018).

15	 Siehe nur BAG vom 22.03.2018 – 6 AZR 835/16, BeckRS 2018, 13917; vom 24.06.2014 – 1 
AZR 1044/12, AP Nr. 74 zu § 611 BGB Kirchendienst; vom 20.12.2012 – 2 AZR 32/11, 
NZA-RR 2013, 627, 630 [Rn. 38 ff.]; vom 29.09.2011 – 2 AZR 523/10, NZA 2012, 628 ff.; 
vom 19.02.2003 – 4 AZR 11/02, NZA 2004, 54 ff.; ferner zu einer Dienstvereinbarung nach 
§ 38 MAVO BAG vom 19.06.2007 – 1 AZR 340/06, AP Nr. 4 zu § 1a KSchG 1969.

16	 Vgl. BAG vom 24.06.2014 – 1 AZR 1044/12, AP Nr. 74 zu § 611 BGB Kirchendienst [Rn. 12]; 
zustimmend LAG Berlin-Brandenburg vom 25.01.2017 – 15 Sa 1891/16, BeckRS 2017, 
108497 [Rn. 18]; die Frage offenlassend hingegen der 6. Senat, vgl. BAG vom 22.03.2018 – 6 
AZR 835/16, BeckRS 2018, 13917 [Rn. 43].

17	 Stellvertretend für die Befürworter der normativen Wirkung siehe nur Fey, ZMV 1996, 117, 
118; Joussen, ZTR 2007, 300, 303 m.w.N.; gegen die unmittelbare und zwingende Wirkung 
zuvor ausdrücklich nur Schliemann, NZA 2005, 976, 977; Reichold, ZMV-Sonderheft 2007, 
14, 21.

18	 Wiszkocsill, ZMV 2017, 78.
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einbarung entzogen. Die Möglichkeit eines simplen Vergleichs entfällt, da nun 
zumindest scheinbar Wesensverschiedenes miteinander verglichen wird. Für den 
wissenschaftlichen Diskurs zur kirchlichen Dienstvereinbarung kann diese Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts allerdings nur befruchtend wirken; sie for-
dert dazu auf, die Dienstvereinbarung als ein selbstständiges kirchenrechtliches 
Rechtsinstitut wahrzunehmen und sie als solches zum Gegenstand der rechtswis-
senschaftlichen Forschung und Kontroverse zu machen.19

Diese Bearbeitung will sich diesem Auftrag stellen und einen Grundlagen-
beitrag zum kirchenrechtlichen Rechtsinstitut der Dienstvereinbarung leisten. 
Indessen erfordert es der Umfang der gesamten Thematik, den Untersuchungs-
gegenstand auf einige wesentliche Aspekte zu beschränken.

Zunächst soll die bundesarbeitsgerichtliche Rechtsprechung zur unmittel-
baren und zwingenden Wirkung der Dienstvereinbarung aufgegriffen und auf 
ihre Stichhaltigkeit überprüft werden. Da mögliche Konflikte zwischen kirchli-
cher Rechtsetzung und staatlicher Rechtsordnung am deutlichsten im Rahmen 
der privatrechtlichen Ausgestaltung des kirchlichen Dienstes hervortreten, liegt 
es nahe, den Untersuchungsschwerpunkt auf die Frage zu legen, ob und – falls 
dies zu bejahen ist – inwieweit privatrechtlich ausgestaltete Arbeitsverhältnisse 
der unmittelbaren und zwingenden Gestaltung durch eine kirchliche Dienstver-
einbarung zugänglich sind. Diese Gewichtung ist zudem vor dem Hintergrund 
gerechtfertigt, dass die überwiegende Zahl aller Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
ohnehin auf der Grundlage eines nach den Maßstäben der staatlichen Privat-
rechtsordnung abgeschlossenen Arbeitsvertrags beschäftigt ist20. Die eigentliche 
Bedeutung einer unmittelbaren und zwingenden Wirkung der Dienstvereinba-
rung verbleibt jedoch solange im Vagen, wie ungeklärt ist, welche Regelungen als 
Gegenstand einer Dienstvereinbarung überhaupt in Betracht kommen. Dies führt 
zu der Frage, in welchem Umfang die Dienstvereinbarungsparteien befugt sind, 
Arbeitsbedingungen zu regeln.

Aufgrund dessen lassen sich abschließend zwei Hauptschwerpunkte für diese 
Untersuchung benennen: Zum einen gilt es zu überprüfen, ob der Dienstverein-
barung eine unmittelbare und zwingende Wirkung für das privatrechtlich aus-
gestaltete Arbeitsverhältnis zukommt. Zum anderen ist zu ermitteln, in welchem 
Umfang die Dienstvereinbarungsparteien befugt sind, Arbeitsbedingungen für 
den einzelnen Mitarbeiter festzulegen.

19	 Erfreulich ist es, dass in der Literatur die kirchliche Dienstvereinbarung jüngst wiederholt in 
grundlegenderen Beiträgen in den Blick genommen wurde; vgl. nur Joussen, RdA 2016, 320 ff. 
(„Die normative Wirkung kirchlicher Dienstvereinbarungen nach § 36 Abs. 3 MVG.EKD und 
§ 38 Abs. 3a MAVO“); Reichold, ZTR 2016, 294 ff. („Regelungskompetenz und Normwir-
kung von Betriebs- und Dienstvereinbarungen (insbesondere in kirchlichen Einrichtungen)“); 
Klumpp, ZAT 2017, 172 ff. („Normative Wirkung kirchlicher Dienstvereinbarungen“).

20	 Hierzu Baumann-Czichon/Gathman/Germer, MVG-EKD, Einleitung Rn. 9.
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B. Gang der Untersuchung

Für die Bearbeitung dieser beiden Hauptschwerpunkte wird eine grobe Unter-
gliederung von insgesamt vier Kapiteln gewählt. Am Ende der Arbeit werden die 
wichtigsten Erkenntnisse in Thesen zusammengefasst.

Der Untersuchung zur Dienstvereinbarung wird im ersten Kapitel21 zunächst 
eine thematische Grundlegung vorangestellt. Bereits die ausgewählten Bearbei-
tungsschwerpunkte lassen erkennen, dass die Ergebnisfindung stets davon abhän-
gig sein wird, in welchem Verhältnis kirchliches und staatliches Recht stehen. 
Bevor daher das Rechtsinstitut der Dienstvereinbarung eingehender in den Blick 
genommen werden kann, bedarf es der Klärung, wie sich kirchliche und staatli-
che Rechtsetzung zueinander verhalten. Ein besonderes Augenmerk ist in diesem 
Kontext auf die in Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV enthaltene verfas-
sungsrechtliche Verbürgung des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts zu legen, da 
die Möglichkeiten eines kirchenrechtlichen Einwirkens in den säkularen Rechts-
kreis durch diese Verfassungsbestimmung abschließend vorgegeben werden (hier-
zu unter § 1).22 Daneben bedarf es vorab einer Einschätzung, welche rechtlichen 
Konsequenzen sich aus den in der Präambel zum Mitarbeitervertretungsgesetz 
aufgeführten Leitideen für die Beurteilung der kirchlichen Dienstvereinbarung 
ergeben können. Kirchlicher Dienst ist nach dem Selbstverständnis der Kirche 
kein Selbstzweck, sondern stets dem kirchlichen Sendungsauftrag verpflichtet; die 
Präambel weist darauf hin, dass die gemeinsame Verantwortung für den Dienst 
der Kirche und ihrer Diakonie die Dienststellenleitung und die Mitarbeiter zu 
einer Dienstgemeinschaft verbindet und sie zu vertrauensvoller Zusammenarbeit 
verpflichtet (hierzu unter § 2).23 Ausgehend von diesen allgemeinen Grundlagen 
erfolgt sodann anhand der mitarbeitervertretungsrechtlichen Vorschrift des § 36 
MVG-EKD eine überblicksartige Analyse des Rechtsinstituts der Dienstverein-
barung. Mit diesen die Grundlegung abschließenden Ausführungen werden die 
notwendigen Verständnisvoraussetzungen für die in den folgenden Kapiteln zu 
erörternden Bearbeitungsschwerpunkte geschaffen (hierzu unter § 3).24

Im Mittelpunkt des zweiten Kapitels25 steht die Frage nach der unmittelba-
ren und zwingenden, kurz der normativen Wirkung der Dienstvereinbarung. 
Der zentrale und die Untersuchung in diesem Kapitel leitende Gedanke ergibt 
sich aus der Überlegung, ob und auf welche Weise sich eine normative Wirkung 

21	 Siehe S. 25 ff.
22	 Siehe S. 26 ff.
23	 Siehe S. 61 ff.
24	 Siehe S. 69 ff.
25	 Siehe S. 79 ff.
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gegenüber den Regelungsadressaten legitimieren lässt. Es wird aufgezeigt werden, 
dass im Grunde drei unterschiedliche Ansätze für die Legitimation einer Norm-
wirkung in Betracht kommen (hierzu unter § 4).26 Der erste Ansatz setzt auf die 
Vorstellung, dass sich die normative Wirkung auf einen freiheitlichen Akt der 
Selbstbestimmung der Arbeitsvertragsparteien zurückführen lassen kann (hierzu 
unter § 5).27 Der zweite Ansatz bezieht demgegenüber die normative Wirkung der 
Dienstvereinbarung auf einen Akt staatlicher Rechtsetzung (hierzu unter § 6).28 
Der dritte Ansatz geht wiederum von einer eigenständigen kirchlichen Legitima-
tionsquelle aus und fragt, ob und in welchem Umfang der kirchliche Gesetzgeber 
in der Lage ist, die Dienstvereinbarung mit einer normativen Wirkung gegenüber 
ihren Regelungsadressaten auszustatten (hierzu unter § 7)29. Ausgehend von dem 
dritten Ansatz wird die normative Wirkung der Dienstvereinbarung in Abhängig-
keit von der Reichweite der Regelungsbefugnis bejaht werden.

Im dritten Kapitel30 wird untersucht, wie weit die Befugnis der Dienststel-
lenpartner zur Regelung von Arbeitsbedingungen in einer Dienstvereinbarung 
reicht. Aufgegriffen wird zunächst ein im Schrifttum verbreiteter Vorschlag, dem 
zufolge die Reichweite der Regelungsbefugnis schlicht in Anlehnung an das staat-
liche Rechtsinstitut der Betriebsvereinbarung bestimmt werden soll (hierzu unter 
§ 8)31. Dieser Weg ist jedoch aus mehreren Gründen nicht gangbar, weshalb im 
Anschluss eine umfassende Auswertung der Vorschriften des Mitarbeitervertre-
tungsrechts erfolgt, mittels derer versucht wird, die Reichweite der Regelungsbe-
fugnis der Dienstvereinbarungsparteien positiv zu bestimmen. Zu diesem Zweck 
werden verschiedene Normen untersucht, aus denen sich eine umfassende Rege-
lungsbefugnis ergeben könnte. Jedoch wird sich im Ergebnis keine Vorschrift des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes als tragfähige Grundlage für die Annahme einer 
umfassenden Regelungsbefugnis erweisen (hierzu unter § 9)32.

Dieser Befund wird die Veranlassung dazu geben, die Reichweite der Rege-
lungsbefugnis mittelbar anhand der Vorschriften über die Beteiligung der Mitar-
beitervertretung zu bestimmen (hierzu unter § 10)33. Der weiteren Vorgehenswei-
se in jenem Abschnitt liegt die Überlegung zugrunde, dass die Regelungsbefugnis 
der Dienstvereinbarungsparteien innerhalb des Kernbereichs der betrieblichen 
Mitbestimmung zugleich als Maßstab für die Regelungsbefugnis außerhalb dieses 
Kernbereichs herangezogen werden kann. Infolgedessen wird ein Schwerpunkt 
der Untersuchung auf den zentralen Beteiligungstatbestand des § 40 MVG-EKD 

26	 Siehe S. 82 ff.
27	 Siehe S. 85 ff.
28	 Siehe S. 98 ff.
29	 Siehe S. 124 ff.
30	 Siehe S. 149 ff.
31	 Siehe S. 151 ff.
32	 Siehe S. 169 ff.
33	 Siehe S. 179 ff.
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über die Mitbestimmung in organisatorischen und sozialen Angelegenheiten ge-
legt werden. Ausgehend vom Zweck der Mitbestimmung wird schließlich der 
nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz erforderliche Umfang der Regelungsbe-
fugnis in den mitbestimmungspflichtigen Angelegenheiten erschlossen. Die Te-
leologie der Mitbestimmung wird tragend für die Annahme sein, dass sich die Re-
gelungsbefugnis der Dienststellenpartner in den mitbestimmungspflichtigen An-
gelegenheiten an den einseitigen Gestaltungsbefugnissen der Dienststellenleitung 
orientiert. Da sich diese Erkenntnis als verallgemeinerungsfähig erweisen wird, 
lässt sich als Ergebnis des dritten Kapitels konstatieren, dass sich die Befugnis der 
Dienstvereinbarungsparteien zur Regelung von Arbeitsbedingungen zumindest 
im Regelfall akzessorisch zur einseitigen Regelungsbefugnis der Dienststellenlei-
tung verhält. Deshalb sind die Dienststellenpartner grundsätzlich dazu berechtigt, 
für die Mitarbeiter sowohl begünstigende als auch belastende Regelungen zu tref-
fen, wenn die Dienststellenleitung in einer nicht mitbestimmten Dienststelle zu 
einer einseitigen Gestaltung gegenüber den Mitarbeitern befugt wäre. Obgleich 
die Regelungsbefugnis der Dienstvereinbarungsparteien daher im Grundsatz nur 
von begrenztem Umfang ist, wird sich zudem erweisen, dass sich das Regelungs-
instrument der Dienstvereinbarung einer individual- oder kollektivvertraglich be-
gründeten Erweiterung der Regelungsbefugnis der Dienststellenpartner nicht ver-
schließt. Die Regelungsbefugnis der Dienstvereinbarungsparteien kann deshalb 
durch den Arbeitsvertrag oder einschlägige Arbeitsrechtsregelungen respektive 
Tarifverträge erweitert werden.

Mit dem vierten Kapitel34 wird ausgehend von den Erkenntnissen des dritten 
Kapitels die Frage aufgeworfen, inwieweit es einer zusätzlichen Grenzziehung be-
darf, wenn die Befugnis der Dienstvereinbarungsparteien zur Regelung von Ar-
beitsbedingungen dem Grunde nach gegeben ist. Mögliche Beschränkungen sind 
zum einen unter dem Aspekt der Sicherung der Individualfreiheit des Arbeitneh-
mers (hierzu unter § 11)35 und zum anderen hinsichtlich der Sicherung der Koali-
tionsfreiheit (hierzu unter § 12)36 zu diskutieren. Zum Schutz der Individualfrei-
heit wird es im Ergebnis für ausreichend gehalten, dass die Dienststellenpartner 
bei der Regelung von Arbeitsbedingungen durch eine Dienstvereinbarung nach 
§ 33 Abs. 1 S. 3 MVG-EKD an die zwingenden Rechtssätze sowohl der kirch-
lichen als auch der staatlichen Arbeitsrechtsordnung gebunden sind. Schließlich 
gewährleistet § 36 Abs. 1 S. 2 und 3 MVG-EKD den Vorrang koalitionärer Rege-
lungsformen, sodass auch die koalitionsfreiheitsgemäße Ausgestaltung des Rechts-
instituts der Dienstvereinbarung festgestellt werden kann.

34	 Siehe S. 261 ff.
35	 Siehe S. 263 ff.
36	 Siehe S. 297 ff.
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C. Weitere hervorzuhebende  
Untersuchungsschwerpunkte

Einige Einzelfragen, die in dieser Untersuchung en passant behandelt werden, sol-
len – die Einführung abschließend – zur leichteren Orientierung ebenfalls vorab 
benannt werden.

Im ersten Kapitel wird ein besonderes Augenmerk auf die Schrankenbestim-
mung des Art. 137 Abs. 3 WRV gelegt und ihre Bedeutung für den verfassungs-
rechtlichen Gewährleistungsgehalt des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts her-
ausgearbeitet (hierzu unter § 1 B. II. 2.)37. Des Weiteren wird der für das kirch-
liche Arbeitsrecht zentrale Begriff der „Dienstgemeinschaft“ kritisch gewürdigt 
und seine nur begrenzte Relevanz für die weitere Untersuchung zur Dienstverein-
barung aufgezeigt (hierzu unter § 2 B.)38.

Im zweiten Kapitel werden die Ansätze gewürdigt, mittels derer versucht wird, 
im staatlichen Recht eine normative Wirkung der Betriebsvereinbarung zu be-
gründen (hierzu unter § 6 A.)39. Ferner wird kritisch zu der Auffassung Stellung 
bezogen, dass eine normative Wirkung der Dienstvereinbarung allein schon des-
halb nicht in Betracht komme, weil sich die Kirche im Wege einer bindenden 
Rechtswahl auf die Anwendung der staatlichen Privatrechtsordnung festgelegt 
habe (hierzu unter § 7 D. II.)40.

Im dritten Kapitel erfolgt anlässlich der Untersuchung zur grundsätzlichen 
Reichweite der Regelungsbefugnis der Dienstvereinbarungsparteien eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit dem durch die §§ 37 ff. MVG-EKD geregelten Verfah-
ren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung (hierzu unter § 10 A.)41. Eingehend 
wird der Frage nach der Zweckrichtung der Mitbestimmung und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts nachgegangen; aufgegriffen werden die klassischen Ansätze zur 
Schutz-, Teilhabe- und Ausgleichsfunktion der betrieblichen Mitbestimmung und 
auf ihre Relevanz für das kirchliche Mitarbeitervertretungsrecht überprüft (hierzu 
unter § 10 A. III.)42.

Im vierten Kapitel wird zur Bedeutung des Günstigkeitsprinzips vor dem Hin-
tergrund einer begrenzten Regelungsbefugnis Stellung genommen (hierzu unter 
§ 11 A.)43. Untersucht wird ferner, ob die Dienstvereinbarung als kirchenrecht-

37	 Siehe S. 42 ff.
38	 Siehe S. 62 ff.
39	 Siehe S. 98 ff.
40	 Siehe S. 132 ff.
41	 Siehe S. 180 ff.
42	 Siehe S. 199 ff.
43	 Siehe S. 264 ff.
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liches Rechtsinstitut einer AGB-Kontrolle nach Maßgabe der §§  305 ff. BGB 
zu unterziehen ist (hierzu unter § 11 D. I. 1.)44. Schließlich wird der Nachweis 
geführt, dass auch die Dienstvereinbarungsparteien in gewissem Umfang einer 
Grundrechtsbindung unterliegen; befürwortet wird eine privatrechtsvermittelte 
Grundrechtsbindung (hierzu unter § 11 D. II. 2. c.)45. Erörtert wird außerdem, 
wie der von der Vorrangtheorie und der Zwei-Schranken-Theorie geführte Streit 
um die zutreffende Verhältnisbestimmung der §§ 77 Abs. 3, 87 Abs. 1 Einlei-
tungssatz BetrVG die Auslegung des Mitarbeitervertretungsrechts beeinflusst 
(hierzu unter § 12 B. II. 2.)46.

44	 Siehe S. 270 ff.
45	 Siehe S. 285 ff.
46	 Siehe S. 308 ff.
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Grundlegung



26

Dienstvereinbarungen nach dem MVG-EKD

§ 1 Staatskirchenrechtliche  
Grundlegung

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Landeskirchen und die verschiede-
nen privatrechtlich organisierten Einrichtungen der Kirche wie das Diakonische 
Werk e. V. greifen zur Ausgestaltung des kirchlichen Dienstes überwiegend auf die 
vom staatlichen Gesetzgeber ausgestaltete Privatrechtsordnung zurück. So wird 
insbesondere das Rechtsverhältnis zwischen dem einzelnen Mitarbeiter und dem 
kirchlichen Dienstgeber nicht selten durch einen Arbeitsvertrag begründet und 
ausgestaltet. Demgegenüber handelt es sich beim Mitarbeitervertretungsrecht um 
klassisches Kirchenrecht, das unabhängig von staatlichen Stellen durch die kirch-
lichen Organe erlassen wird. Aufgrund des Mitarbeitervertretungsgesetzes kann in 
einer Dienststelle eine Mitarbeitervertretung eingerichtet werden, die wiederum 
gemeinsam mit der Dienststellenleitung gewisse Angelegenheiten, die die Mitar-
beiter einer Dienststelle betreffen, regeln darf. Als zentrales Regelungsinstrument 
wird ihnen durch das Mitarbeitervertretungsgesetz die Dienstvereinbarung als 
kirchenrechtliches Rechtsinstitut zur Verfügung gestellt. Insoweit nun allerdings 
durch eine Dienstvereinbarung auch die privatrechtlich begründeten Rechtsver-
hältnisse innerhalb einer Dienststelle ausgestaltet werden sollen, stoßen mit der 
Privatrechtsordnung einerseits und dem Mitarbeitervertretungsrecht andererseits 
staatliches und kirchliches Recht aufeinander. Dies führt unweigerlich zu der Fra-
ge, in welchem Verhältnis kirchliches und staatliches Recht stehen; hieran schließt 
sich die Frage nach dem grundsätzlichen Verhältnis von Staat und Kirche an.

A. Verhältnis von Staat und Kirche

Für die Verhältnisbestimmung von Staat und Kirche sowie ihrer Rechtsordnun-
gen bietet es sich zunächst an, aus der jeweiligen Perspektive das Verhältnis näher 
zu betrachten. Begonnen wird mit der staatlichen Perspektive, im Anschluss wird 
der Blick auf die kirchliche Perspektive gelenkt.

I. Staatliche Perspektive

Die Sichtweise des Staates auf die Rechtsetzung der Kirchen wird maßgeblich 
durch das Verfassungsrecht bestimmt. Als zentrale Vorschrift, die das Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirchen anerkennt, ist die durch Art. 140 GG in das Grund-
gesetz inkorporierte Vorschrift des Art. 137 Abs. 3 WRV zu betrachten: 
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„Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter 
ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.“

1. Staatskirchenrechtlicher Kompromiss  
der Weimarer Reichsverfassung
Art. 137 Abs. 3 WRV ist Teil eines historischen Kompromisses in der Frage um 
die Trennung von Staat und Kirche, den die verfassungsgebende Nationalver-
sammlung mit den Staatskirchenartikeln der Weimarer Reichsverfassung umge-
setzt hat. Einigkeit bestand in der Nationalversammlung jedenfalls im Grundsatz 
darüber, dass parteiübergreifend die Abgeordneten eine Trennung47 von Kirche 
und Staat befürworteten.48 Gestritten wurde allerdings darüber, wie weitgehend 
diese Trennung vorzunehmen sei. Es waren vor allem die Vertreter der SPD und 
der USPD, die forderten, die Religionsgemeinschaften den privaten Vereinen 
vollständig gleichzustellen und kirchliche Privilegien umfänglich abzubauen.49 
Nur am Rande wurde indes auch eine staatliche Einmischung in das Selbstver-
waltungsrecht der Kirche gefordert.50 Demgegenüber wollten die Vertreter der 
bürgerlichen Parteien (DVP, DDP, DNVP) und des Zentrums an einigen Privile-
gien der Kirchen wie dem Körperschaftsstatus oder dem Besteuerungsrecht fest-
halten. Insbesondere die Diskussion51 um den – damals noch hoch umstrittenen 
und ungeklärten – Körperschaftsstatus verdeutlicht, dass einerseits eine Einfluss-
nahme des Staates auf die Kirche,52 andererseits aber auch die Möglichkeit eines 

47	 Insbesondere in der evangelischen Kirche waren zuvor enge Verschränkungen von Kirche und 
Staat zu beobachten. Ausführlicher zu diesem landesherrlichen Kirchenregiment (Summepisco-
pat) Munsonius, Evangelisches Kirchenrecht, § 3 III., IV.; de Wall/Muckel, Kirchenrecht, § 5 und 
§ 6.

48	 Vgl. insoweit die Ausführungen der Abgeordneten im Verfassungsausschuss, abgedruckt in: Ver-
handlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Band 336, Aktenstück 
Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 19. Sitzung vom 1.4.1919 und 20. Sitzung vom 
2.4.1919, S. 188 ff.

49	 So insbesondere der Abgeordnete Meerfeld (SPD), in: Verhandlungen der verfassunggebenden 
Deutschen Nationalversammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsaus-
schusses, 19. Sitzung vom 1.4.1919, S. 188 f.

50	 So der Abgeordnete Cohn (USPD), in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Na-
tionalversammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 20. 
Sitzung vom 2.4.1919, S.  202, der eine Regelung des Mitgliedschaftsrechts im Sinne einer 
Gleichstellung aller Mitglieder in einer Religionsgesellschaft forderte.

51	 Zur Diskussion vgl. Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 19. Sitzung vom 1.4.1919 
und 20. Sitzung vom 2.4.1919, S. 195 ff.

52	 So Naumann (DDP), in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalver-
sammlung, Band  336, Aktenstück Nr.  391, Bericht des Verfassungsausschusses, 20. Sitzung 
vom 2.4.1919, S. 197.



28

Dienstvereinbarungen nach dem MVG-EKD

behördlichen Tätigwerdens der Kirchen befürchtet wurde.53 Dass schließlich eine 
privilegierte Stellung der Kirchen gegenüber privaten Vereinen in der Weimarer 
Verfassung ihren Niederschlag finden konnte, war zum einen der Anerkennung 
der Kirchen als Träger gesellschaftlicher Verantwortung – insbesondere im Wohl-
tätigkeitsbereich –54 und zum anderen der Ermöglichung des privilegierten Status 
auch für andere Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsverbände geschul-
det55. Dass die besondere Rechtsposition der Kirchen jedoch nur innerhalb gewis-
ser Grenzen des staatlichen Rechts gewährleistet werden sollte, darüber bestand 
ebenfalls Einigkeit, sodass die Schrankenformel in den Wortlaut aufgenommen 
wurde, ohne dass jedoch der Begriff des für alle geltenden Gesetzes näher disku-
tiert worden wäre.56

53	 So Quarck (SPD), in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversamm-
lung, Band  336, Aktenstück Nr.  391, Bericht des Verfassungsausschusses, 20. Sitzung vom 
2.4.1919, S. 199.

54	 So Mausbach (Zentrum), in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalver-
sammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 19. Sitzung vom 
1.4.1919, S. 191 f.: „Ich möchte dabei erinnern an die vielen sozialen Aufgaben, die von diesen 
religiösen Gesellschaften erfüllt worden sind und weiterhin erfüllt werden. […] Es muß doch 
auch berücksichtigt werden, daß die sog. Vorrechte der Kirchen durch große sittliche und soziale 
Leistungen im Volksleben aufgewogen werden.“; Katzenstein (SPD), in: Verhandlungen der ver-
fassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des 
Verfassungsausschusses, 20. Sitzung vom 2.4.1919, S. 201: „Es entsteht nun die Frage, ob trotz-
dem der öffentlich-rechtliche Charakter der Kirche anerkannt werden soll. Ich bejahe diese Frage 
mit Rücksicht auf die soziale Bedeutung, die die Religionsgemeinschaften haben.“; ebenso auch 
von Harnack als Vertreter der Reichsregierung, in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deut-
schen Nationalversammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 
19. Sitzung vom 1.4.1919, S. 192 f.: „[…] schon Herr Abgeordneter Mausbach hat mit Recht 
angeführt, daß die großen Kirchen dem Staate auch wirkliche große Leistungen darbringen. Es 
steckt doch eine außerordentlich große ideale Erziehungskraft in dem, was die Kirche leistet und 
was sie auch für das Ganze leistet, so daß wir sie nicht mit irgendwelchen Kegelgesellschaften auf 
eine Stufe stellen dürfen.“.

55	 So wurde der Sonderstatus ausdrücklich auch für die Weltanschauungsgemeinschaften gefor-
dert von Katzenstein (SPD), in: Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen National-
versammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 20. Sitzung 
vom 2.4.1919, S. 201.
Die Gleichstellung anderer Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
wurde schließlich auch beschlossen, vgl. Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen 
Nationalversammlung, Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 21. 
Sitzung vom 3.4.1919, S. 207 f.

56	 Vgl. dazu die Verhandlungen der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, 
Band 336, Aktenstück Nr. 391, Bericht des Verfassungsausschusses, 19. Sitzung vom 1.4.1919 
und 20. Sitzung vom 2.4.1919, S. 188 ff.
Bezeichnend ist auch, dass der Antrag von Gröber, a.a.O., S. 206, die Fassung „innerhalb der 
Schranken des Gesetzes“ durch „innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes“ zu 
ersetzen, ohne weitere Aussprache angenommen wurde, vgl. a.a.O., S. 207.



29

Grundlegung – § 1

2. Regelung des Staatskirchenrechts unter dem Grundgesetz
Ebenso wurde auch bei der Entstehung des Grundgesetzes diskutiert, wie die 
Trennung von Staat und Kirche nach den Erfahrungen des Nationalsozialismus57 
verankert werden könne.58 So waren insbesondere in zwei Anträgen zunächst 
weitreichende Kirchenartikel durch die Fraktionen der CDU/CSU, des Zentrums 
und der Deutsche Partei vorgeschlagen worden. So formulierte der erste Antrag 
noch: „Die Kirchen werden in ihrer Bedeutung für die Bewahrung und Festigung 
der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen und staatlichen Le-
bens anerkannt und vom Staat geachtet und geschützt. Aus eigenem Recht ordnen 
und verwalten sie ihre Angelegenheiten selbstständig und dürfen in ihrer freien 
Entfaltung nicht beschränkt werden.“59 Im zweiten Antrag hieß es sodann in ab-
geschwächter Form: „(1) Die Kirchen werden in ihrer Bedeutung für die Wah-
rung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen 
Lebens anerkannt. […] (2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften ordnen 
ihre Angelegenheiten selbständig aus eigenem Recht. […]“60

Diese Anträge stießen insbesondere bei SPD und FDP auf Bedenken und erwie-
sen sich nicht als konsensfähig. Grund dafür war die Frage nach der bundesrechtli-
chen Kompetenz; so sollte die Regelung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche 
den Ländern vorbehalten bleiben. Ungeklärt war zudem, welche Konsequenzen sich 
aus einer Abweichung von den Weimarer Vorschriften für das Verhältnis von Kirche 
und Staat ergeben könnten.61 Zustimmung erfuhr schließlich der Kompromissvor-
schlag, dass die in der Weimarer Verfassung getroffene Regelung zum Staatskirchen-
recht auch im Grundgesetz ihren Niederschlag finden solle.62 Einigen konnte man 
sich auf die vom Fünfer-Ausschuss vorgeschlagene Fassung des Art. 140 GG. Nach 
einigen kleineren Änderungen wurde dieser Artikel in der noch heute geltenden 
Fassung durch den Hauptausschuss beschlossen.63 Der konkrete Inhalt von Art. 137 
Abs. 3 WRV wurde hingegen nicht mehr beraten.64

57	 Vgl. hierzu de Wall/Muckel, Kirchenrecht, § 7 Rn. 6 ff. m.w.N. in Fn. 56.
58	 Ausführlich zur Entstehungsgeschichte von Doemming/Füsslein/Matz, JöR N.F. 1 (1951), 

S. 899 ff.; Hollerbach, in: HdbStR, Band VI, 2. Aufl., § 138 Rn. 22 ff.; Mückl, in: HdbStR, 
Band VII, § 159 Rn. 22.

59	 Abgedruckt bei Hollerbach, in: HdbStR, Band VI, 2. Aufl., § 138 Rn. 22 (Fn. 57).
60	 Abgedruckt bei Hollerbach, in: HdbStR, Band VI, 2. Aufl., § 138 Rn. 23.
61	 So die Äußerungen insbesondere von Heuss (FDP), abgedruckt in: Parlamentarischer Rat – Ver-

handlungen des Hauptausschusses, Bonn 1948/49, S. 255; vgl. dazu von Doemming/Füsslein/
Matz, JöR N.F. 1 (1951), S. 901.

62	 Vgl. dazu die Diskussion im Hauptausschuss, abgedruckt in: Parlamentarischer Rat – Verhand-
lungen des Hauptausschusses, Bonn 1948/49, S. 259 f.

63	 Vgl. dazu Badura, in: HdbStKirchR, Band  1, S.  238  f.; Hollerbach, in: HdbStR, Band  VI, 
2. Aufl., § 138 Rn. 24.

64	 Allein am Rande der Diskussion um das grundsätzliche Verhältnis von Kirche und Staat nach 
dem Kirchenkampf wurde die Vorschrift durch den Abgeordneten Seebohm angesprochen, vgl. 
dazu von Doemming/Füsslein/Matz, JöR N.F. 1 (1951), S. 905.


